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Geleitwort

Der Schwerpunkt der aktuellen Ausgabe von R&B liegt auf der Fragestellung, inwieweit 
Lehrkräfte zu politischen Themen Stellung beziehen dürfen oder müssen. Im ersten Bei-
trag richtet sich der Blick in die USA. Darin wird kontrastiv zu den Gegebenheiten in 
Deutschland herausgearbeitet, dass Lehrkräfte in starkem Maß von den Entscheidun-
gen der lokalen school boards abhängig sind und sich bei politischen Themen nicht auf 
solche rechtlichen Grundlagen beziehen können, wie das in Deutschland der Fall ist. 
Deshalb ergibt sich für sie ein großes Wagnis, wenn sie sich im Unterricht positionieren.
Im zweiten Beitrag wird diese Thematik für das Schulwesen in Deutschland behandelt. 
Das Neutralitätsgebot als eine Orientierungsgröße ist wichtig, aber angesichts der zu-
nehmenden Rechtspopulismen nicht mehr ausreichend. Es gehört zum Bildungsauftrag 
aller Schulen, ganz unabhängig von ihrer Trägerschaft, dass die Lehrkraft - und nicht 
nur sie – für die verfassungsrechtlichen Normen begründet eintritt und diese so im 
Unterricht vorbringt, dass deren existentielle Relevanz erarbeitet und einsichtig werden 
kann. 

Dieser Themenkomplex wurde in der Vergangenheit in R&B wiederholt behandelt. Es 
sei daran erinnert, dass der 6. Deutsche Schulrechtstag im Dezember 2021 und der 8. 
Deutsche Schulrechtstag im Juni 2025 auf diese Thematik den Fokus gelegt hat bzw. 
legen wird.

Die Redaktion
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Die pädagogische Freiheit in den USA
Die Lehrkraft im Spannungsverhältnis zwischen eigener pädagogi-
scher Verantwortung, Demokratiebildung und Schulautonomie
DR. IUR. MARCEL SUCHANEK, RECHTSREFERENDAR IN ESSEN

I. Einführung
In Anbetracht des harten US-Präsidentschaftswahlkampfes im vergangenen Jahr 
scheint die Polarisierung des politischen Diskurses in den Vereinigten Staaten von 
Amerika weiter zuzunehmen. Die damit einhergehenden gesamtgesellschaftlichen 
Entwicklungen spiegeln sich im Kleinen auf der Ebene der Schulen selbstredend wider 
und sorgen dort für Konfliktpotenzial. Die einzelne Lehrkraft ist hiervon unmittelbar 
betroffen, zumal ihre pädagogische Arbeit inmitten eines Widerstreits diverser Wert-
vorstellungen, Interessen und Ansprüche vonseiten der Gesellschaft, Schulverwaltung, 
Eltern und Schüler1 stattfindet.2 Vor diesem Hintergrund drängt sich die Frage auf, in-
wiefern die Lehrkraft ihre professionellen pädagogischen Belange in der Praxis behaup-
ten kann. Insoweit ist zu untersuchen, inwiefern das Recht der einzelnen Lehrperson 
eine ihr eigene pädagogische Gestaltungsfreiheit gewährt. Die dahingehende Rechts-
lage in den USA, mit der sich der Autor im Rahmen seiner Dissertation3 unter anderem 
beschäftigt hat, ist Gegenstand der vorliegenden Ausführungen und soll im Folgenden 
grob skizziert werden, um einen Einstieg in die Thematik zu bieten.4

In den Vereinigten Staaten von Amerika wird das öffentliche, allgemeinbildende Schul-
wesen im Wege einer lokalen Selbstverwaltung durch demokratisch gewählte Schul-
räte (school boards) ausgestaltet, die umfassend über die schulischen Angelegenheiten 
im jeweiligen Schulbezirk entscheiden.5 Wenngleich die Einzelstaaten im Bereich des 
Schulwesens die Gesetzgebungskompetenz besitzen, gewähren sie den Schulräten einen 
erheblichen Raum zur Gestaltung der Lehrpläne.6 Dies betrifft nicht zuletzt die kon-
krete Ausgestaltung der Demokratiebildung, die auch in den Vereinigten Staaten als 
Bildungsziel anerkannt ist.7 Die Schulräte besitzen ferner die Befugnis, pädagogisches 

1	 Im vorliegenden Aufsatz werden Personenbezeichnungen geschlechterunspezifisch verwendet. Die jeweils gewählte Perso-
nenbezeichnung, insbesondere in Form des generischen Maskulinums oder Femininums, bezweckt die leichtere Lesbarkeit 
und umfasst stets alle Geschlechter.

2	� Vgl. etwa Huster, Stefan, Grundfragen staatlicher Erziehungsambitionen, in: Schumann, Eva (Hrsg.), Das erziehende Ge-
setz, 16. Symposion der Kommission „Die Funktion des Gesetzes in Geschichte und Gegenwart“, Berlin 2013, S. 193 
(195–197) m.w.N.

3	 �Suchanek, Marcel Martin, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, Zu den rechtlichen Rahmenbedingungen 
der Unterrichtsgestaltung der Lehrkraft nach deutschem und US-amerikanischem Recht, Berlin 2025 (nachfolgend zitiert 
als Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität).

4	 Der vorliegende Aufsatz stellt eine pointierte Zusammenfassung wesentlicher Inhalte des betreffenden Teils der Disserta-
tion dar. Der Stand des Aufsatzes entspricht dem der Dissertation und bildet damit einhergehend den Forschungsstand 
und die Rechtslage jedenfalls bis Anfang Februar 2024 ab.

5	 Hierzu bereits Bd. of Educ. v. Pico, 457 U.S. 853, 863 (1982).
6	 Bd. of Educ. v. Pico, 457 U.S. 853, 863 (1982); Gee, J.L. & Educ. 38 (2009), S. 409 (423).
7	 Hierzu Cooley, Geo. L.J. 107 (2019), S. 365 (372 f.) m.w.N.

Personal im Rahmen vertraglicher Beziehungen einzustellen und zu entlassen.8 
Da Lehrkräfte in den USA im Allgemeinen rechtlich ebenso gestellt sind wie beliebige 
andere Arbeitnehmer, genießen sie grundsätzlich keinen über die jeweiligen vertragli-
chen Vereinbarungen hinausgehenden Kündigungsschutz.9

Eine rechtliche Diskussion um ein spezifisches politisches Neutralitätsgebot wie in 
Deutschland ist in den USA in der entsprechenden Gestalt nicht gegeben. Vielmehr 
steht die Grundsatzfrage im Fokus, ob und inwiefern das Recht der Lehrkraft über-
haupt pädagogische Gestaltungsräume zuerkennt.10 Nichtsdestotrotz soll nach einer 
pointierten Darstellung der Rechtslage zur pädagogischen Freiheit der Lehrkraft an-
hand exemplarischer Gerichtsentscheidungen (II.) in der gebotenen Knappheit auf die 
Problematik des Umgangs mit politischen Themen im Schulunterricht eingegangen 
werden (III.), bevor das Fazit gezogen wird (IV.).

II. Pädagogische Freiheit im Kontext des 1. Zusatzartikels der US-Ver-
fassung
Die Frage nach der pädagogischen Freiheit der Lehrkraft wird in den Vereinigten Staa-
ten auf der Ebene des Verfassungsrechts diskutiert.11 Wenngleich Rechtsprechung und 
Schrifttum das Unterrichtshandeln zunächst als Ausdrucksform im Sinne der Rede-
freiheit nach dem 1. Zusatzartikel der US-Verfassung betrachten,12 besteht eine bereits 
jahrzehntelang währende Uneinigkeit darüber, ob die so genannte in-class speech oder 
curricular speech letztlich durch die Redefreiheit geschützt wird.13 Die Beantwortung 
dieser Frage wirkt sich darauf aus, ob Äußerungen der Lehrkraft im Unterricht respek-
tive die Unterrichtsgestaltung durch Maßnahmen der Schulverwaltung eingeschränkt 
respektive sanktioniert werden dürfen.14

Der US-Supreme Court hat sich bislang nicht mit der Frage auseinandergesetzt, ob 
in-class speech der Schullehrer vom 1. Zusatzartikel der US-Verfassung geschützt ist.15 
Vor diesem Hintergrund haben die Appellationsgerichte in den Bundesgerichtskreisen16 
verschiedene Beurteilungsmaßstäbe entwickelt, um im Einzelfall zu beurteilen, ob ein 

8	 Vgl. beispielsweise Lacks v. Ferguson Reorganized Sch. Dist. R-2, 147 F.3d 718, 719 (8th Cir. 1998).
9	 Vgl. Forster, Gonz. L. Rev. 46 (2010), S. 687 (701); einen gewissen Kündigungsschutz bieten gegebenenfalls Verfahrens-

regeln im Rahmen von „teacher tenure“, hierzu Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 132 mit 
Verweis auf DeMitchell/Onosko, S. Cal. Interdisc. L.J. 25 (2016), S. 589 (593–597) m.w.N.

10	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 23 f. u. 243 f.; vgl. beispielsweise Brown v. Chicago Bd. 
of Educ., 824 F.3d 713, 715 (7th Cir. 2016) (quoting Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 418 (2006)).

11	 Vgl. Brown v. Chicago Bd. of Educ., 824 F.3d 713 (7th Cir. 2016); Welner, UCLA L. Rev. 50 (2003), S. 959 (965).
12	 Welner, UCLA L. Rev. 50 (2003), S. 959 (964 mit Fn. 13) m.w.N.
13	 Bereits Zykan v. Warsaw Cmty. Sch. Corp., 631 F.2d 1300 (7th Cir. 1980); Welner, UCLA L. Rev. 50 (2003), S. 959 (965); 

auch Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 133 m.w.N.
14	 Siehe beispielsweise Ward v. Hickey, 996 F.2d 448, 452–453 (1st Cir. 1993).
15	 Cooley, Baylor L. Rev. 66 (2014), S. 235 (264); Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (4).
16	 Im föderalen Bundesgerichtssystem ( federal judiciary) ist das Staatsgebiet der USA in zwölf Bundesgerichtskreise (circuits) 

aufgeteilt, an deren Spitze jeweils ein Appellationsgericht (United States courts of appeals) als Berufungsgericht steht. Ein 
weiterer Bundesgerichtskreis mit Sonderzuständigkeiten ist der federal circuit. Der US-Supreme Court steht in dieser Hie-
rarchie als oberstes Bundesgericht und Superrevisionsinstanz über den Appellationsgerichten; zum Vorstehenden Kischel, 
Uwe, Rechtsvergleichung, München 2015, S. 294–297.



Recht & Bildung 2/2025    65    Recht & Bildung 2/2025

konkretes Unterrichtshandeln eine geschützte freie Rede darstellt.17 Die Mehrheit der 
Appellationsgerichte wendet hierfür die Doktrin zur Redefreiheit öffentlich Beschäf-
tigter an.18 Demgegenüber stützt sich eine Minderheit auf den so genannten Hazel-
wood-Standard.19 Teilweise werden die einschlägigen Beurteilungsmaßstäbe auch kom-
biniert.20

Die Gerichte erkennen regelmäßig keinen Schutz der in-class speech durch die Redefrei-
heit.21 Stimmen aus dem Schrifttum kritisieren diese Rechtsprechung und postulieren 
den Schutz des Unterrichtshandelns der Lehrkraft durch den 1. Zusatzartikel der US-
Verfassung.22 Ein entsprechendes Recht sei erforderlich, damit die Schule im Bildungs-
interesse der Schüler ein marketplace of ideas sein könne, auf dem die Lernenden sich 
nicht zuletzt zwecks Demokratiebildung mit der gesamten gesellschaftlichen Bandbrei-
te von Anschauungen und Meinungen befassen könnten.23 In Anbetracht einer dog-
matisch divergierenden Rechtsprechung herrsche Rechtsunsicherheit hinsichtlich der 
pädagogischen Freiheit von Lehrkräften.24 Ferner führe die  Rechtsprechung zu unan-
gemessen weiten Befugnissen der Schulräte bei der Bestimmung der Unterrichtsgestal-
tung.25 Andere Stimmen bemängeln wiederum die verfassungsrechtliche Aufhängung 
des Problems der pädagogischen Freiheit, da die Frage der Sanktionierung von Lehrper-
sonen wegen ihrer Unterrichtsgestaltung eine arbeitsrechtliche Problematik darstelle, 
für deren Lösung der Gesetzgeber zuständig sei.26 Um die Kritik an der Rechtsprechung 
greifbar zu machen und die Rechtslage zu skizzieren, wird die betreffende Judikatur 
der Appellationsgerichte zur pädagogischen Freiheit in den USA im Folgenden anhand 
exemplarischer Entscheidungen dargelegt.

1. Anwendung der Doktrin zur Redefreiheit von im öffentlichen Dienst 
Beschäftigten
Im Hinblick auf die verfassungsmäßigen Rechte von Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst vertrat der US-Supreme Court ursprünglich die Lehre der right-privilege dis-

17	 Bowman, Wake Forest L. Rev. 48 (2013), S. 211 (255–259); Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (6).
18	 Chiras v. Miller, 432 F.3d 606, 617 n.29 (5th Cir. 2005); Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (5); DeMitchell/Connelly, BYU 

Educ. & L.J. 2007, S. 83 (83 f.); siehe auch Kayal, Colum. J.L. & Soc. Probs. 57 (2023), S. 57 (67 f.); Suchanek, Pädagogi-
sche Freiheiten und politische Neutralität, S. 213 m.w.N.

19	 Bereits Chiras v. Miller, 432 F.3d 606, 617 n.29 (5th Cir. 2005); Waldman, Fla. L. Rev. 60 (2008), S. 63 (79–87); siehe 
auch Kayal, Colum. J.L. & Soc. Probs. 57 (2023), S. 57 (77 f.); Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutrali-
tät, S. 201 u. 213 m.w.N.

20	 Papandrea, N.C. L. Rev. 90 (2012), S. 1597 (1626).
21	 Cooley, Baylor L. Rev. 66 (2014), S. 235 (278 f.).
22	 Statt vieler Bowman, Wake Forest L. Rev. 48 (2013), S. 211; Cooley, Baylor L. Rev. 66 (2014), S. 235; Daly, J.L. & Educ. 30 

(2001), S. 1; Krebs, Vand. L. Rev. 75 (2022), S. 1925; McCarthy/Eckes, B.U. Pub. Int. L.J. 17 (2008), S. 209; Strasser, Brook. 
L. Rev. 83 (2018), S. 579 (611 f.); Tygesson, Nw. U. L. Rev. 107 (2013), S. 1917.

23	 So unter anderem Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (46 f.); Tygesson, Nw. U. L. Rev. 107 (2013), S. 1917 (1940–1942).
24	 Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (1 f.); ähnlich Krebs, Vand. L. Rev. 75 (2022), S. 1925 (1955); Strasser, Brook. L. Rev. 83 

(2018), S. 579 (612).
25	 Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (3); Lester, Ala. L. Rev. 62 (2011), S. 663 (684).
26	 So Forster, Gonz. L. Rev. 46 (2010), S. 687 (701).

tinction.27 Danach stellte die Beschäftigung als Bediensteter des Staates ein Privileg dar, 
welches von staatlicher Seite unbeschränkt unter Vorbehalte gestellt werden durfte.28 
Damit einhergehend durfte insbesondere die Redefreiheit öffentlich Beschäftigter um-
fassend eingeschränkt werden.29 Indes änderte der US-Supreme Court seine Rechtspre-
chung in den 1960er Jahren, indem er diese Lehre mit der Entscheidung in Keyishian 
v. Board of Regents30 aufgab.31 In der Folge schuf er insbesondere mittels der Präjudizien 
Pickering v. Board of Education32, Connick v. Myers33 und Garcetti v. Ceballos34 den heute 
von der Rechtsprechung angewandten Maßstab zur Beurteilung des verfassungsmäßi-
gen Schutzes von Äußerungen öffentlich Beschäftigter.35

a) Interessenabwägung nach dem Pickering-Connick-Standard
Vor der Entscheidung in Garcetti v. Ceballos36 im Jahr 2006 wandte die Rechtsprechung 
den so genannten Pickering-Connick-Standard an, um zu prüfen, ob Äußerungen von 
öffentlich Beschäftigten von der Redefreiheit geschützt sind.37 Dafür muss sich das Äu-
ßerungsverhalten zunächst auf eine „Angelegenheit von öffentlichem Interesse“ bezie-
hen.38 Dabei handelt es sich nach der weit gefassten Definition des US-Supreme Courts 
um solche Belange, die einen Bezug zu gesellschaftlichen, politischen und ökonomi-
schen Themen aufweisen.39 Demgegenüber fallen Äußerungen zu rein privaten oder 
persönlichen Angelegenheiten wie Beschwerden über die eigenen Arbeitsbedingungen 
nicht darunter.40 Sofern die erste Voraussetzung erfüllt ist, erfolgt mit dem so genannten 
Pickering balancing test eine Interessenabwägung.41 Dabei sind im konkreten Einzel-
fall die Interessen des Staates an der effektiven Aufgabenerfüllung mit den Interessen 
des Beschäftigen an der Ausübung seiner bürgerlichen Freiheiten abzuwägen.42 Sofern 
letztere Belange überwiegen, ist das betreffende Verhalten des Beschäftigten durch die 

27	� Siehe beispielsweise Adler v. Bd. of Educ., 342 U.S. 485, 491–493 (1952); hierzu McCarthy/Eckes, B.U. Pub. Int. L.J. 17 
(2008), S. 209 (210).

28	 Hierzu Van Alstyne, Harv. L. Rev. 81 (1968), S. 1439 (1140 u. 1142).
29	 Kleinbrodt, Mich. L. Rev. 112 (2013), S. 111 (116); Roberts, Rev. Public Pers. Adm. 35 (2015), S. 386 (388).
30	 Keyishian v. Bd. of Regents, 385 U.S. 589 (1967).
31	 Secunda, San Diego L. Rev. 48 (2011), S. 907 (908 u. 935 f.); Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, 

S. 135 f.
32	 Pickering v. Bd. of Educ., 391 U.S. 563 (1968).
33	 Connick v. Myers, 461 U.S. 138, 147 (1983)
34	 Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 418 (2006).
35	 Zenor, Rich. J. L. & Pub. Int. 19 (2016), S. 101 (109–114)
36	 Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 418 (2006).
37	 Hierzu Lee v. York County Sch. Div., 484 F.3d 687, 694 n.10, 695 n.11 (4th Cir. 2007).
38	 Connick v. Myers, 461 U.S. 138, 147 (1983); Bauries, Educ. L. & Pol’y Rev. 2 (2015), S. 88 (96); Krebs, Vand. L. Rev. 75 

(2022), S. 1925 (1934).
39	 Siehe Connick v. Myers, 461 U.S. 138, 146 (1983); hierzu Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (10).
40	� Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 418 (2006) (citing Connick v. Myers, 461 U.S. 138, 147 (1983)); Bauries,  

Educ. L. & Pol’y Rev. 2 (2015), S. 88 (96); Keenan, Notre Dame L. Rev. 87 (2011), S. 841 (844).
41	 Pickering v. Bd. of Educ., 391 U.S. 563, 568 (1968); Bauries, Educ. L. & Pol’y Rev. 2 (2015), S. 88 (96).
42	 Pickering v. Bd. of Educ., 391 U.S. 563, 568 (1968).
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Redefreiheit geschützt.43

In der Vergangenheit wandten unter anderem die Appellationsgerichte im 4. und 
6. Bundesgerichtskreis den Pickering-Connick-Standard auf in-class speech an. In der 
Entscheidung in Boring v. Buncombe County Board of Education44 entschied das Appel-
lationsgericht im 4. Bundesgerichtskreis, dass eine Lehrerin, die mit ihrer Schauspiel-
klasse ein gesellschaftskritisches Theaterstück aufführte, was zu Elternbeschwerden 
führte, versetzt werden durfte.45 Während die Schulverwaltung vortrug, die Lehrerin 
habe die Richtlinie des Schulbezirks über den Umgang mit kontroversen Inhalten nicht 
befolgt, berief sich die Lehrerin darauf, dass die Richtlinie zum damaligen Zeitpunkt 
Aktivitäten wie Theaterstücke noch nicht ausdrücklich umfasst habe. Das Gericht kon-
statierte, dass Auswahl und Produktion des Theaterstücks eine lehrplanmäßige Aktivi-
tät darstelle, die rein dienstbezogen sei und sich daher nicht auf Angelegenheiten von 
öffentlichem Interesse im Sinne von Connick v. Myers beziehe. Das Verhalten der Leh-
rerin habe mittels einer Versetzung sanktioniert werden dürfen, da die Schulverwaltung 
ein legitimes pädagogisches Interesse gehabt habe, das Curriculum zu kontrollieren.
Demgegenüber entschied das Appellationsgericht im 6. Bundesgerichtskreis in Cockrel 
v. Shelby County School District46, dass die Entlassung einer Lehrerin unrechtmäßig war, 
die Unterrichtsgäste in ihren Unterricht in der fünften Klasse einlud, die über den Ein-
satz von Nutzhanf referierten, der damals im betreffenden Bundesstaat illegal war.47 
Das Gericht erkannte in der Thematik der Legalisierung von Nutzhanf zunächst eine 
Angelegenheit von öffentlichem Interesse, da sie Gegenstand einer aufgeladenen Dis-
kussion im Bundesstaat gewesen sei. Im Hinblick auf die Interessenabwägung stellte 
das Gericht schließlich fest, dass die Schulverwaltung nicht vorgetragen habe, dass das 
Durchführen der betreffenden Unterrichtsstunden der Erfüllung der Dienstpflichten 
der Lehrerin zuwidergelaufen sei. Vielmehr habe die Schulleitung im Rahmen eines 
Fernsehinterviews sogar geäußert, die Thematisierung von Nutzhanf sei nützlich für 
die Schüler. Außerdem habe die Lehrerin die schulische Richtlinie zu Unterrichtsgästen 
beachtet, indem sie die Eltern zuvor nach ihrer Zustimmung zur Teilnahme ihrer Kin-
der an der Unterrichtsstunde gefragt habe. Vor diesem Hintergrund würden die Inter-
essen der Schulverwaltung nicht überwiegen, sodass das Einladen der Unterrichtsgäste 
durch die Redefreiheit geschützt sei.
Im Hinblick auf die erstgenannte Entscheidung in Boring v. Buncombe County Board of 
Education ist festzustellen, dass das Gericht voraussetzt, der Schulrat sei von vornherein 
dazu befugt, in-class speech von Lehrkräften vollumfänglich zu beschränken.48 Dem-

43	 Pickering v. Bd. of Educ., 391 U.S. 563, 568 (1968); Lynch v. Ackley, 811 F.3d 569, 578 (2nd Cir. 2016) (citing Pickering 
v. Bd. of Educ., 391 U.S. 563, 568 (1968)).

44	 Boring v. Buncombe Cnty. Bd. of Educ., 136 F.3d 364 (4th Cir. 1998).
45	 Hierzu und im Folgenden Boring v. Buncombe Cnty. Bd. of Educ., 136 F.3d 364, 366–371 (4th Cir. 1998), wobei die 

Übersetzung entnommen ist aus Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 193 f.
46	 Cockrel v. Shelby Cnty. Sch. Dist., 270 F.3d 1036 (6th Cir. 2001).
47	 Hierzu und im Folgenden Cockrel v. Shelby Cnty. Sch. Dist., 270 F.3d 1036, 1041–1060 (6th Cir. 2001), wobei die Über-

setzung entnommen ist aus Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 195–198.
48	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 199; vgl. auch Wenkart, West‘s Educ. L. Rep. 214 (2006), 

S. 1 (10).

gegenüber gelangt das Gericht in Cockrel v. Shelby County School District zur Interes-
senabwägung, die zugunsten der Lehrerin ausgeht. Gleichwohl stellt es zur Beurteilung 
der pädagogischen Zweckmäßigkeit der betreffenden Unterrichtsstunden allein auf die 
Erwägungen der Schulverwaltung ab.49

b) Die Doktrin infolge von Garcetti v. Ceballos (2006)

Infolge der Entscheidung in Garcetti v. Ceballos50 wurde dem Pickering-Connick-Stan-
dard ein dritter Prüfungsschritt vorgeschaltet.51 Danach ist zunächst zu untersuchen, 
ob ein Äußerungsverhalten des Beschäftigten „entsprechend den dienstlichen Pflich-
ten“ vorliegt.52 Falls dies zutrifft, ist das betreffende Äußerungsverhalten kategorisch 
vom Schutz der Redefreiheit ausgeschlossen.53 Der US-Supreme Court erklärte, dass 
diese kategorische Ausschlussregel zur Wahrung der Gewaltenteilung erforderlich sei.54 
Durch sie werde eine umfassende Kontrolle von Dienstverhältnissen durch die Judi-
kative verhindert und mehr Rechtssicherheit herbeigeführt.55 Stimmen aus der Litera-
tur kritisieren demgegenüber, Garcetti führe zu mehr Rechtsunsicherheit, da das Tat-
bestandsmerkmal „entsprechend ihren dienstlichen Pflichten“ zu unbestimmt sei.56 Da 
dieses von den Gerichten weit ausgelegt werde, werde die Äußerungsfreiheiten öffentlich 
Beschäftigter umfassend eingeschränkt.57 Infolge der Entscheidung des US-Supreme 
Court in Lane v. Franks58 im Jahr 2014 versteht nunmehr ein Teil der Rechtsprechung 
unter den dienstlichen Pflichten solche, die zu den „gewöhnlichen“ Dienstpflichten der 
jeweiligen Stelle zählen.59

Das Appellationsgericht im 6.  Bundesgerichtskreis wandte die Garcetti-Rechtspre-
chung in Evans-Marshall v. Board of Education of Tipp City Exempted Village School 
District (Evans-Marshall II)60 auf in-class speech an und entschied, dass Lehrkräfte an 
allgemeinbildenden Schulen kein verfassungsmäßiges Recht hätten, Unterrichtsgegen-
stände, -materialien sowie -methoden auszuwählen und diese im Unterricht einzuset-

49	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 200; vgl. auch Wenkart, West‘s Educ. L. Rep. 214 (2006), 
S. 1 (16).

50	 Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 418 (2006).
51	 Chaklos v. Stevens, 560 F.3d 705, 711–712 (7th Cir. 2009); Bauries/Schach, West’s Educ. L. Rep. 262 (2011), S. 357 (368 

u. 386).
52	 Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 421 (2006).
53	 Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 421 (2006).
54	 Siehe Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 422–424 (2006).
55	 Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 422–424 (2006).
56	 Statt vieler Rhodes, Wm. & Mary Bill Rts. J. 15 (2007), S. 1173 (1192–1202); Bauries/Schach, West’s Educ. L. Rep.  

262 (2011), S. 357 (358 f.); Keenan, Notre Dame L. Rev. 87 (2011), S. 841 (868 f.); Wynee/Vahughn, Ala. C.R. & C.L. L. 
Rev. 8 (2017), S. 239 (251).

57	 So auch das Minderheitenvotum Garcetti v. Ceballos, 547 U.S. 410, 430–431 n.2 (2006) (Souter, J., dissenting); ferner 
Keenan, Notre Dame L. Rev. 87 (2011), S. 841 (847, 852 f. u. 860 f.); McCarthy, West’s Educ. L. Rep. 210 (2006), S. 867 
(876).

58	 Lane v. Franks, 134 S. Ct. 2369 (2014).
59	 So beispielsweise Dibrito v. City of St. Joseph, 675 Fed. App’x. 593, 597 (6th Cir. 2017); Boulton v. Swanson, 795 F.3d 526, 

534 (6th Cir. 2015); befürwortend Rumel, Hofstra Lab. & Emp. L. J. 34 (2017), S. 243 (264).
60	 Evans-Marshall v. Bd. of Educ. of Tipp City, 624 F.3d 332 (6th Cir. 2010).
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zen.61 Zwar erfülle curricular speech in der Regel das Tatbestandsmerkmal einer Rede 
zu öffentlichen Angelegenheiten, da Lehrkräfte Themen behandelten, um die Schüler 
darauf vorzubereiten, Verantwortung in der Gesellschaft zu übernehmen. Nichtsdes-
totrotz handele eine Lehrkraft in Verbindung mit ihren dienstlichen Pflichten, wenn 
sie lehrplanmäßige und pädagogische Entscheidungen treffe, sodass dieses Verhalten 
kategorisch vom Schutz der Redefreiheit ausgeschlossen sei. Das Gericht erklärte, dass 
allein dem Schulrat die Verantwortung für das Unterrichtsgeschehen zukomme. Den 
von den Bürgen gewählten und ihnen gegenüber rechenschaftspflichtigen Schulräten 
sei die Kompetenz zuzuordnen, den Lehrplan zu bestimmen.
Das Appellationsgericht im 7. Bundesgerichtskreis entschied in Mayer v. Monroe Coun-
ty Community School Corporation62, dass die nicht erfolgte Verlängerung des Arbeits-
verhältnisses einer Grundschullehrerin, die im Rahmen einer Schulstunde zu aktuel-
len Nachrichten und Geschehnissen ihre Ablehnung von US-Militäroperationen im 
Irak zum Ausdruck brachte, keine Verletzung ihrer Redefreiheit darstelle.63 Das Ge-
richt konstatierte, dass Lehrkräfte den Weisungen der Schulverwaltung Folge leisten 
müssten, zumal die Schule deren in-class speech gleichsam gegen Bezahlung einkaufe. 
Da wegen der Schulpflicht die Gefahr einer Indoktrination der Lernenden durch Lehr-
kräfte bestehe, sollte die Gestaltungsmacht über den Unterricht Personen zukommen, 
die durch die Bürger demokratisch abgewählt werden könnten. Das Gericht wandte 
die Garcetti-Rechtsprechung an und erklärte, dass die Redefreiheit der Lehrkraft kein 
Recht verleihe, Themen zu behandeln, die vom festgelegten Lehrplan abwichen.
Anhand der beiden obigen Entscheidungen tritt zutage, dass die Gerichte die Gestal-
tungsmacht über den Schulunterricht ausschließlich den Schulräten zuweisen.64 Da 
die beiden Appellationsgerichte die Unterrichtstätigkeit als Rede entsprechend den 
Dienstpflichten begreifen, versagen sie in-class speech kategorisch den verfassungsmä-
ßigen Schutz.65 Während das Gericht in Evans-Marshall v. Board of Education of Tipp 
City Exempted Village School District (Evans-Marshall II) dieses Ergebnis mit Verweis 
auf die demokratische Legitimation und Kontrolle des Schulrates sowie auf die schuli-
sche Selbstverwaltung rechtfertigt,66 begründet das Gericht in Mayer v. Monroe County 
Community School Corporation die Bestimmungsmacht des Schulrates mit einer Gefahr 
der Indoktrination der Schüler durch das Lehrpersonal.67

61	 Hierzu und im Folgenden Evans-Marshall v. Bd. of Educ. of Tipp City, 624 F.3d 332, 334–344 (6th Cir. 2010), wobei die 
Übersetzung entnommen ist aus Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 218–224.

62	 Mayer v. Monroe Cnty. Cmty. Sch. Corp., 474 F.3d 477 (7th Cir. 2007).
63	 Hierzu und im Folgenden Mayer v. Monroe Cnty. Cmty. Sch. Corp., 474 F.3d 477, 478–480 (7th Cir. 2007), wobei die 

Übersetzung entnommen ist aus Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 213–215.
64	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 227; vgl. auch Bowman, Wake Forest L. Rev. 48 (2013), 

S. 211 (260).
65	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 227; vgl. auch McCarthy/Eckes, B.U. Pub. Int. L.J. 17 

(2008), S. 209 (225); Strasser, Brook. L. Rev. 83 (2018), S. 579 (602).
66	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 228.
67	 Hutchens, Ky. L.J. 97 (2008), S. 37 (72–74); auch Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 228.

2. Anwendung des Hazelwood-Standards
Anders als in den oben genannten Entscheidungen rekurriert ein Teil der Appellations-
gerichte zur Beurteilung des verfassungsmäßigen Schutzes von in-class speech auf den so 
genannten Hazelwood-Standard.68 Der US-Supreme Court schuf diesen Beurteilungs-
maßstab, um im Einzelfall zu prüfen, ob in der Schule bekundete Schüleräußerungen 
von der Redefreiheit nach dem 1. Zusatzartikel der US-Verfassung geschützt sind.69 In 
der betreffenden Entscheidung in Hazelwood v. Kuhlmeier70 entschied der US-Supreme 
Court, dass die freie Rede von Schülern beschränkt werden kann, sofern die Beschrän-
kung „in einem angemessenen Zusammenhang mit legitimen pädagogischen Interes-
sen“ steht.71 Dies gelte jedoch nur für school-sponsored speech, worunter ein Äußerungs-
verhalten zu verstehen sei, welches überhaupt durch die Schule als einem Forum zur 
Meinungsäußerung ermöglicht werde und welches bei objektiver Betrachtung von au-
ßen mit der Schule als solcher in Verbindung zu bringen sei.72 Die betreffenden Appel-
lationsgerichte greifen diese Judikatur auf und übertragen sie schlicht auf in-class speech 
von Lehrkräften als school-sponsored speech.73 Danach könne die Rede von Lehrpersonen 
eingeschränkt werden, wenn dies legitimen pädagogischen Interessen diene.74 Kritiker 
aus dem Schrifttum bemängeln diesbezüglich, dass die Gerichte bei der Bestimmung 
von legitimen pädagogischen Belangen primär auf die Erwägungen der Schulräte ab-
stellten75 und verkennen würden, dass der Lehrkraft ebenfalls die Aufgabe zukomme, 
diese Belange zu bestimmen.76

Der Hazelwood-Standard wird unter anderem noch von dem Appellationsgericht im 
1. Bundesgerichtskreis angewandt.77 Dieses verlieh in Ward v. Hickey78 zum einen dem 
Tatbestandsmerkmal „in einem angemessenen Zusammenhang mit legitimen pädago-
gischen Interessen“ Konturen, indem es zu dessen Bestimmung auf Alter und Reife-
grad der Schüler, den Zusammenhang zwischen Lernmethode und Bildungsziel und 
auf den Kontext und die Art des Unterrichts abstellte.79 Zum anderen konstruierte es 
eine Mitteilungspflicht der Schule über untersagte Verhaltensweisen im Unterricht, ge-
nannt notice requirement.80 So führte das Gericht aus, dass die Schule kein Verhalten 
sanktionieren dürfe, das sie zuvor nicht gleichsam nach Art einer Vorzensur untersagt 

68	 Siehe oben S. 3 mit Fn. 20.
69	 Lester, Ala. L. Rev. 62 (2011), S. 663 (668 f.).
70	 Hazelwood Sch. Dist. v. Kuhlmeier, 484 U.S. 260 (1988).
71	 Siehe Hazelwood Sch. Dist. v. Kuhlmeier, 484 U.S. 260, 273 (1988).
72	 Hazelwood Sch. Dist. v. Kuhlmeier, 484 U.S. 260, 267–273 (1988).
73	 Lester, Ala. L. Rev. 62 (2011), S. 663 (668 f.); Waldman, Fla. L. Rev. 60 (2008), S. 63 (63 f.) m.w.N.
74	 So zum Beispiel Lacks v. Ferguson Reorganized Sch. Dist. R-2, 147 F.3d 718, 724 (8th Cir. 1998).
75	 Wohl, Am. U. L. Rev. 58 (2009), S. 1285 (1299).
76	 Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (15).
77	 Kayal, Colum. J.L. & Soc. Probs. 57 (2023), S. 57 (77 f.); Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 

201 m.w.N.
78	 Ward v. Hickey, 996 F.2d 448 (1st Cir. 1993).
79	 Siehe Ward v. Hickey, 996 F.2d 448, 452–453 (1st Cir. 1993); hierzu Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische 

Neutralität, S. 203.
80	 Gee, J.L. & Educ. 38 (2009), S. 409 (444).
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habe.81 Daher sei im Einzelfall gegebenenfalls anhand der vorhandenen schulischen 
Vorschriften und Richtlinien sowie der Kommunikation zwischen Schulverwaltung 
und Lehrpersonal zu prüfen, ob die jeweilige Lehrkraft Kenntnis davon hatte, dass die 
betreffende Verhaltensweise untersagt war.82

Eine derartige Mitteilungspflicht nahm auch das Appellationsgericht im 8. Bundesge-
richtskreis in Lacks v. Ferguson Reorganized School District R-283 an.84 Dieses erkannte 
die Entlassung einer Englisch-Lehrerin als rechtmäßig, die tolerierte, dass ihre High-
school-Schüler in ihren Unterrichtsarbeiten Vulgärsprache verwandten.85 Die Lehre-
rin trug vor, sie sei davon ausgegangen, dass der Gebrauch von Vulgärsprache von der 
kreativen Freiheit der Schüler umfasst sei. Demgegenüber verwies der Schulrat auf eine 
schulische Richtlinie, die ihm zufolge Lehrkräfte dazu verpflichtet habe, den Schüler-
Verhaltenskodex durchzusetzen, der den Gebrauch von Vulgärsprache untersagt habe. 
Mit Verweis auf die betreffende Richtlinie stellte das Gericht fest, dass insoweit der Mit-
teilungspflicht der Schule über untersagte Verhaltensweisen Genüge getan sei. Da das 
Verbot von Vulgärsprache der Vermittlung der gesellschaftlichen Werte diene, stehe es 
in einem angemessenen Zusammenhang mit legitimen pädagogischen Interessen. Die 
Lehrerin habe Kenntnis von der Richtlinie gehabt, die keine ausdrückliche Ausnahme 
für kreative Arbeiten vorgesehen habe. Mithin habe die Entlassung der Lehrerin keine 
Verletzung ihrer Redefreiheit dargestellt.
Der Ansatz des Appellationsgerichts im 1.  Bundesgerichtskreis, eine entsprechende 
Mitteilungspflicht anzunehmen, wurde insbesondere von Stimmen aus dem Schrift-
tum befürwortend aufgegriffen, da er der Lehrkraft mehr Rechtssicherheit biete.86 Zwar 
wandte das Gericht in Lacks v. Ferguson Reorganized School District R-2 diesen aus dem 
Blickwinkel der Lehrkraft günstigeren Ansatz an. Nichtsdestotrotz würdigte es im 
Rahmen der Prüfung des Verbotes von Vulgärsprache lediglich die Ausführungen des 
Schulrates, ohne auf die pädagogischen Erwägungen der Lehrerin einzugehen.87

III. Implikationen für die Demokratiebildung an US-Schulen
Im Gegensatz zu Deutschland existiert in den Vereinigten Staaten von Amerika keine 
entsprechende rechtliche Diskussion über ein spezifisches politisches Neutralitätsgebot 
von Lehrkräften an allgemeinbildenden Schulen.88 Vielmehr wird in-class speech, welche 
politische Fragestellungen tangiert, anhand der oben genannten allgemeinen Beurtei-

81	 Ward v. Hickey, 996 F.2d 448, 452–454 (1st Cir. 1993).
82	 Ward v. Hickey, 996 F.2d 448, 452–454 (1st Cir. 1993).
83	 Lacks v. Ferguson Reorganized Sch. Dist. R-2, 147 F.3d 718, 722 (8th Cir. 1998).
84	 Siehe Lacks v. Ferguson Reorganized Sch. Dist. R-2, 147 F.3d 718, 723 (8th Cir. 1998) (citing Ward v. Hickey, 996 F.2d 

448, 452 (1st Cir. 1993) (citing Keyishian v. Bd. of Regents, 385 U.S. 589 (1967))).
85	 Hierzu und im Folgenden Lacks v. Ferguson Reorganized Sch. Dist. R-2, 147 F.3d 718, 719–724 (8th Cir. 1998), wobei 

die Übersetzung entnommen ist aus Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 207–209.
86	 Statt vieler Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (19–25); Gee, J.L. & Educ. 38 (2009), S. 409 (450–452).
87	 Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 211; vgl. auch Daly, J.L. & Educ. 30 (2001), S. 1 (13).
88	 Siehe oben S. 2 mit Fn. 11.

lungsmaßstäbe gemessen.89 Diesbezüglich sei auf eine Untersuchung von Maxwell et al. 
aus dem Jahr 2017 hingewiesen, in deren Rahmen die Autoren die Rechtslage in den 
USA sowie Kanada im Hinblick auf die Behandlung kontroverser sozialer und politi-
scher Themen im Schulunterricht fokussiert und mittels einer Auswertung gerichtlicher 
Entscheidungen herausgearbeitet haben, welche Kriterien die Entscheidungsfindung 
von Gerichten in diesem Zusammenhang leiten.90 Dabei gingen sie von der Annahme 
aus, dass die Behandlung kontroverser Themen im Unterricht für die Demokratiebil-
dung sinnvoll ist.91 Die Autoren stellten heraus, dass die Ergebnisse gerichtlicher Ent-
scheidungen von vier Interessen abhängen: dem Recht des Staates, das Curriculum zu 
bestimmen, dem Schutz der Schüler vor unangebrachter Rede (inappropriate speech), 
dem Recht der Schüler auf eine für das Lernen günstige schulische Umgebung sowie 
dem Interesse, das Vertrauen der Öffentlichkeit in das öffentliche Bildungssystem auf-
rechtzuerhalten.92 Davon ausgehend seien folgende Anforderungen an die Unterrichts-
gestaltung zu stellen: Anpassung an den Lehrplan, unparteiische Gestaltung, Orien-
tierung am Alter und Reifegrad der Schüler und Vermeidung aufrührerischer, den 
Schulfrieden (potenziell) störender Rede (inflammatory speech). Die Autoren weisen 
darauf hin, dass Lehrkräfte auch bei Beachtung dieser Kriterien nicht vor Sanktionen 
vonseiten der Schulverwaltung geschützt seien. Die Lehrperson befinde sich letztlich in 
dem Dilemma, zwischen dem eigenen Interesse an einem sicheren Arbeitsplatz und den 
Bildungsinteressen der Schüler abwägen zu müssen.

IV. Fazit
In den Vereinigten Staaten von Amerika hängen die rechtlichen Konturen der pädago-
gischen Freiheit von Lehrkräften an öffentlichen, allgemeinbildenden Schulen von den 
Vorgaben der auf lokaler Ebene demokratisch gewählten school boards im Einzelfall ab.93 
Ein der Lehrkraft eigener Freiraum zur Gestaltung des Unterrichts wird vonseiten der 
Rechtsprechung nicht von vornherein vorausgesetzt. Die Gerichte vermeiden es um der 
Wahrung der Gewaltenteilung und der demokratischen Selbstverwaltung der Schulen 
willen grundsätzlich, in diesen Bereich schulischer Autonomie einzugreifen. Insoweit 
erkennen sie in der Regel keinen Schutz von in-class speech der Lehrkraft durch die Re-

89	 Siehe oben S. 2 mit Fn. 11.
90	 Siehe Maxwell/McDonough/Waddington, Teaching and Teacher Education 70 (2018), S. 196; Maxwell, Bruce/McDonough, 

Kevin/Waddington, David I., Teachers’ Freedom of Speech in the Classroom, in: Peters, Michael A. (Hrsg.), Encyclopedia 
of Teacher Education, Singapur 2019, S. 1 (nachfolgend zitiert als Maxwell/McDonough/Waddington, in: Peters (Hrsg.), 
Encyclopedia of Teacher Education); eine umfassende deutschsprachige Zusammenfassung dieser Untersuchung bietet 
Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 244–249.

91	 Maxwell/McDonough/Waddington, Teaching and Teacher Education 70 (2018), S. 196–198 m.w.N.; Maxwell/McDonough/
Waddington, in: Peters (Hrsg.), Encyclopedia of Teacher Education, S. 1 (1 f.).

92	 Hierzu und im Folgenden Maxwell/McDonough/Waddington, Teaching and Teacher Education 70 (2018), S. 196–198 
m.w.N.; Maxwell/McDonough/Waddington, in: Peters (Hrsg.), Encyclopedia of Teacher Education, S. 1 (1 f.).

93	 Hierzu und im Folgenden bereits Suchanek, Pädagogische Freiheiten und politische Neutralität, S. 270–272.
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defreiheit nach dem 1. Zusatzartikel der US-Verfassung. Die Rahmenbedingungen der 
Unterrichtsgestaltung werden auch im Hinblick auf die Demokratiebildung respekti-
ve die Thematisierung sozialer und politischer Themen im Unterricht von den lokalen 
Schulverwaltungseinheiten bestimmt. Aus dem Blickwinkel der Lehrperson besteht 
im Allgemeinen keine Rechtssicherheit hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit ihrer 
Äußerungen im Unterricht und der Gestaltung desselben. Soweit die Lehrkraft in Er-
mangelung individualvertraglicher oder sonstiger Regelungen zum Kündigungsschutz 
grundsätzlich so gestellt ist wie jeder andere Arbeitnehmer, geht mit der Gestaltung des 
Unterrichts stets das Risiko einher, die Sicherheit des eigenen Arbeitsplatzes zu verlieren.

Der Bildungsauftrag fordert mehr als Neutralität
PROF. DR. ALBRECHT HÜTTIG, SCHRIFTLEITUNG R&B, VORSTANDSMITGLIED BILDUNGS-
EINRICHTUNGEN GEGEN RECHTSEXTREMISMUS E.V.; PROF. DR. CHRISTIANE WEGRICHT, 
SCHRIFTLEITUNG R&B, HESSISCHE HOCHSCHULE FÜR ÖFFENTLICHES MANAGEMENT UND 
SICHERHEIT 

Die global zunehmenden politischen Tendenzen einer Verschiebung hin zum Rechts-
populismus und zu verfassungsrelativierenden oder -negierenden Parteien fordert dazu 
auf, den schulischen Bildungsauftrag mit seinen Werten und seiner aktuellen Relevanz 
genauer zu betrachten, und zwar in zweifacher Hinsicht. Einerseits schafft er, von seiner 
Konzeption her gesehen, Grundlagen für das sich entfaltende, autonome Individuum in 
einer pluralen und menschenrechtsorientierten Gesellschaft, andererseits wird er durch 
extreme politische Tendenzen selbst bedroht. Ein weiterer Aspekt betrifft den Beutels-
bacher Konsens, auf den im Zusammenhang mit dem Neutralitätsgebot immer wieder 
verwiesen wird. Es gibt ihn seit beinah 50 Jahren und er resultierte aus den damaligen 
gesellschaftspolitischen Debatten. Er hat sich bewährt,1 jedoch bedarf es gegenwärtig 
der Erweiterungen. Für die Grundwerte einzustehen erfordert Engagement, Neutralität 
ist unzureichend.2

Dass diese Thematik in R&B thematisiert wird, ist nicht neu, und sie wird weiterhin 
behandelt werden (müssen). „Schulen zwischen wertgebundenem Erziehungsauftrag, 
Vielfalts- und Neutralitätsgebot“ lautete der Titel des 6. Deutsche Schulrechtstag vom 
Dezember 2021, dessen Beiträge in R&B publiziert wurden.3 Der 8. Deutsche Schul-
rechtstag im Juni 2025 ist dem Thema gewidmet: „Politische Neutralität und grund-
gesetzliche Wertordnung: Spielräume und Grenzen der Kommunikation in der Schule“ 
– auch davon sind Publikationen vorgesehen.
Für die Bildung von Werten, wie sie in einer rechtsstaatlichen Demokratie zum Tra-
gen kommen sollen, hat die Schule eine zentrale Rolle, aber selbstverständlich nur eine 
unter vielen. Nach einer Kurzcharakteristik des Beutelsbacher Konsens steht der Bil-
dungsauftrag mit seinen Werten und aktuellen Herausforderungen im Zentrum. Das 
Eintreten für rechtsstaatliche Werte geht über den Auftrag schulischer Bildung hinaus 
und betrifft im Prinzip alle gesellschaftlichen und staatlichen Einrichtungen bzw. de-
ren Repräsentanten. Hierzu, wie für eine kritisch-engagierte Theateraufführung durch 

1	 Benedikt Widmaier, Peter Zorn (Hrsg.), Brauchen wir den Beutelsbacher Konsens? Eine Debatte der politischen Bil-
dung. Bundeszentrale für politische Bildung, Schriftenreihe Band 1793, Bonn 2016; https://www.bpb.de/system/files/
dokument_pdf/1793_Beutelsbacher_Konsens_ba.pdf;  Beutelsbacher Konsens, Bundeszentrale für politische Bildung, 
7.4.2022, https://www.bpb.de/lernen/inklusiv-politisch-bilden/505269/der-beutelsbacher-konsens/.

2	 Hendrik Cremer, Das Neutralitätsgebot in der Bildung. Neutral gegenüber rassistischen und rechtsextremen Positionen 
von Parteien? Deutsches Institut für Menschenrechte (Hrsg.), 2019, https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/ file-
admin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_Das_Neutralitaetsgebot_in_der_Bildung.pdf; Friedhelm Hufen, 
Das Neutralitätsgebot – ein rechtlicher Maulkorb für die politische Bildung? Aktionsbündnis gegen Gewalt, Rechtsext-
remismus und Rassismus, o.J., https://aktionsbuendnis-brandenburg.de/das-neutralitaetsgebot-ein-rechtlicher-maulkorb-
fuer-die-politische-bildung/.

3	 Anja Böning, Gabriele Bellenberg, Neutralitätsgebot und politischer Extremismus in der Einschätzung von Gymnasial-
lehrkräften. Ergebnisse einer explorativen Interviewstudie, in: R&B 2022-1, 10-22; Felix Hanschmann, Religiöse Vielfalt 
und Neutralität in der Schule, in: R&B 2022-2, 4-14; Jörg-Dieter Wächter, Gibt es eine Neutralitätspflicht für Schulen in 
freier Trägerschaft? in: R&B 2022-1, 22-28; Joachim Wieland, Auftrag zu politischer Bildung und Neutralitätspflichten 
von Schulen, in: R&B 2022-1, 3-9.
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Schüler:innen, gibt es in diesem Kontext beachtenswerte gerichtliche Entscheidungen, 
mit deren Analyse dieser Beitrag abgeschlossen wird.4

Das Neutralitätsgebot / Beutelsbacher Konsens (1976)
Im Unterricht darf keine Parteipolitik in dem Sinne stattfinden, dass Lehrkräfte ihre 
parteipolitischen Präferenzen mit dem Ziel vorbringen, die Schüler:innen in ihrer Ur-
teilsbildung zu beeinflussen. Vor Wahlen Parteiprogramme zu behandeln, sie durch 
die Schüler:innen analysieren und vergleichen zu lassen, gehört genauso zu den zu be-
handelnden Themen wie (außen)politische Spannungen, militärische oder kriegerische 
Konflikte wie allgemein aktuelle politische wie ökologische und kulturelle Ereignisse 
auch auf regionaler Ebene. Der Bildungs- und Erziehungsauftrag umfasst die unter-
richtliche Auseinandersetzung sowohl mit historischen Themen als auch mit Gegen-
wartsfragen. In diesem Sinn ist der Beutelsbacher Konsens verfasst worden:

	� 1. Überwältigungsverbot
	� Es ist nicht erlaubt, den Schüler - mit welchen Mitteln auch immer - im Sinne er-

wünschter Meinungen zu überrumpeln und damit an der „Gewinnung eines selb-
ständigen Urteils“ zu hindern. Hier genau verläuft nämlich die Grenze zwischen 
Politischer Bildung und Indoktrination. Indoktrination aber ist unvereinbar mit der 
Rolle des Lehrers in einer demokratischen Gesellschaft und der - rundum akzeptier-
ten - Zielvorstellung von der Mündigkeit des Schülers.

	�� 2. Was in Wissenschaft und Politik kontrovers ist, muss auch im Unterricht 
kontrovers erscheinen

	� Diese Forderung ist mit der vorgenannten aufs engste verknüpft, denn wenn unter-
schiedliche Standpunkte unter den Tisch fallen, Optionen unterschlagen werden, 
Alternativen unerörtert bleiben, ist der Weg zur Indoktrination beschritten. Zu fra-
gen ist, ob der Lehrer nicht sogar eine Korrekturfunktion haben sollte, d. h. ob er 
nicht solche Standpunkte und Alternativen besonders herausarbeiten muss, die den 
Schülern (und anderen Teilnehmern politischer Bildungsveranstaltungen) von ihrer 
jeweiligen politischen und sozialen Herkunft her fremd sind…

	� 3. Der Schüler muss in die Lage versetzt werden, eine politische Situation und 
seine eigene Interessenlage zu analysieren, sowie nach Mitteln und Wegen zu su-
chen, die vorgefundene politische Lage im Sinne seiner Interessen zu beeinflussen. 
Eine solche Zielsetzung schließt in sehr starkem Maße die Betonung operationaler 
Fähigkeiten ein, was eine logische Konsequenz aus den beiden vorgenannten Prinzi-
pien ist… 

Aufgabe der Lehrkraft ist es, den Prozess der Urteilsbildung durch multiperspektivisch 
angelegte Unterrichtsinhalte zu ermöglichen und die in Punkt 2 angeführten Kontro-

4	 Der Beitrag ist in modifizierter Form auch über die Homepage des angeführten Vereins zugänglich (https://bildung-ge-
gen-rechts.de) und des Bundes der Freien Waldorfschulen. Zur Positionierung des Bundesverbands der Freien Alternativ-
schulen: https://www.freie-alternativschulen.de/prinzipien/bildung-ist-politisch.html     

versen evident werden zu lassen, damit sie von den Schüler:innen erfasst werden können 
und Urteile phänomengestützt und nicht aufgrund vorgefasster Meinungen und An-
sichten erfolgen.
Was Schüler:innen für sich persönlich an Konsequenzen daraus ziehen, siehe Punkt 3, 
ist ein individueller Akt der einzelnen Schülerpersönlichkeit. Daher kann die Zielset-
zung der Klassengespräche nicht darin liegen, das individuelle Urteil in ein kollektives 
oder in ein von der Lehrkraft präferiertes zu überführen. Dazu ist eine pädagogische 
Kompetenz gefordert, um mit auftretenden Spannungsverhältnissen umgehen zu kön-
nen.
Der Beutelsbacher Konsens als Orientierungshilfe bedarf in der gegenwärtigen politi-
schen Situation inhaltlicher Erweiterungen, wie oben angesprochen.5 Die Begründung 
dafür findet ihre Grundlagen in den Werten des Bildungsauftrages.

Bildungsauftrag
Der Bildungsauftrag aller Schulen ergibt sich aus unterschiedlichen spezifischen 
Rechtsnormen, die im Folgenden exemplarisch angeführt werden (UN-Konventionen, 
Grundgesetz, Landesverfassungen und -gesetze).

	 �UN-Resolution Allgemeine Erklärung der Menschenrechte, 10. Dezember 
1948, Artikel 26

	� 1. Jede Person hat das Recht auf Bildung. Die Bildung soll unentgeltlich sein, wenigs-
tens auf der Primar- und Sekundarschulstufe […]

	� 2. Die Bildung muss auf die volle Entfaltung der menschlichen Persönlichkeit und 
auf die Stärkung der Achtung vor den Menschenrechten und der grundlegenden 
Freiheiten ausgerichtet sein. Sie muss zu Verständnis, Toleranz und Freundschaft 
zwischen allen Völkern und allen rassischen oder religiösen Gruppen beitragen und 
die Tätigkeit der Vereinten Nationen für die Erhaltung des Friedens fördern. 

	� UN-Konvention über die Rechte des Kindes, 20. September 1989, Artikel 3,1 
	� Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder 

privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden 
oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes ein Gesichts-
punkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

	 Artikel 23
	� Die Vertragsstaaten erkennen an, daß ein geistig oder körperlich behindertes Kind 

ein erfülltes und menschenwürdiges Leben unter Bedingungen führen soll, welche 

5	 Cf. Arnold Köpcke-Duttler, Wider den autoritären Nationalradikalismus – Für die Erneuerung der Demokratie, in: R&B 
2024-3, 16-21; Teachers for Future Germany e.V., Lehrer:innen sind zur Verteidigung der Demokratie verpflichtet, PM v. 
25.1.2024, https://teachersforfuture.org/2024/01/25/pressemitteilung-lehrerinnen-sind-zur-verteidigung-der-demokratie-
verpflichtet/; Michael Wrase, Wie politisch dürfen Lehrkräfte sein? Rechtliche Rahmenbedingungen und Perspektiven, 
27.3.2020, https://www.bpb.de/shop/zeitschriften/apuz/306955/wie-politisch-duerfen-lehrkraefte-sein/; Menschenrechts-
bildung in der Schule, Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 4.12.1980 idF. vom 11.10.2018, https://www.kmk.org/
fileadmin/Dateien/veroeffentlichungen_beschluesse/1980/1980_12_04-Menschenrechtserziehung.pdf.  
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die Würde des Kindes wahren, seine Selbständigkeit fördern und seine aktive Teil-
nahme am Leben der Gemeinschaft erleichtern […]

	 Artikel 29
	� Die Vertragsstaaten stimmen darin überein, daß die Bildung des Kindes darauf ge-

richtet sein muß, die Persönlichkeit, die Begabung und die geistigen und körperli-
chen Fähigkeiten des Kindes voll zur Entfaltung zu bringen;

	� a) dem Kind Achtung vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten und den in 
der Charta der Vereinten Nationen verankerten Grundsätzen zu vermitteln;

	� b) dem Kind Achtung vor seinen Eltern, seiner kulturellen Identität, seiner Sprache 
und seinen kulturellen Werten, den nationalen Werten des Landes, in dem es lebt, 
und gegebenenfalls des Landes, aus dem es stammt, sowie vor anderen Kulturen als 
der eigenen zu vermitteln […]

	� UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderung, 13. Dezem-
ber 2006, Artikel 24

	� 1. Die Vertragsstaaten anerkennen das Recht von Menschen mit Behinderungen auf 
Bildung. Um dieses Recht ohne Diskriminierung und auf der Grundlage der Chan-
cengleichheit zu verwirklichen, gewährleisten die Vertragsstaaten ein integratives 
Bildungssystem (inclusive education system; que le système éducatif pourvoie à l’ inser-
tion scolaire) auf allen Ebenen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,

	� a) die menschlichen Möglichkeiten sowie das Bewusstsein der Würde und das 
Selbstwertgefühl des Menschen voll zur Entfaltung zu bringen und die Achtung vor 
den Menschenrechten, den Grundfreiheiten und der menschlichen Vielfalt zu stär-
ken […]6

	 Grundgesetz 
	� Artikel 1
	� (1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Ver-

pflichtung aller staatlichen Gewalt.
      �(2) Das Deutsche Volk bekennt sich darum zu unverletzlichen und unveräußerlichen 

Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft, des Friedens 
und der Gerechtigkeit in der Welt.

	 Artikel 2
      (�1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die 

Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sit-
tengesetz verstößt.

      �(2) Jeder hat das Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit. Die Freiheit der Person 

6	 Cf. Albrecht Hüttig, Christiane Wegricht, Inklusion - Skizzen der politischen, pädagogischen und rechtlichen Debat-te, 
in: R&B 2022-2, 15-23, https://institut-ifbb.de/wp-content/uploads/2023/06/WEB_RuB_Heft_02_2022_01062022. 
pdf.

ist unverletzlich. In diese Rechte darf nur auf Grund eines Gesetzes eingegriffen werden.
	 Artikel 4
      �(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und welt-

anschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
	 Artikel 7 
	� (1) Das gesamte Schulwesen steht unter der Aufsicht des Staates.
	� (4) Das Recht zur Errichtung von privaten Schulen wird gewährleistet. Private Schu-

len als Ersatz für öffentliche Schulen bedürfen der Genehmigung des Staates und 
unterstehen den Landesgesetzen. Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn die priva-
ten Schulen in ihren Lehrzielen und Einrichtungen sowie in der wissenschaftlichen 
Ausbildung ihrer Lehrkräfte nicht hinter den öffentlichen Schulen zurückstehen… 

	 Landesverfassungen 
	 Baden-Württemberg
	� Artikel 11: Jeder junge Mensch hat ohne Rücksicht auf Herkunft oder wirtschaft-

liche Lage das Recht auf eine seiner Begabung entsprechende Erziehung und Ausbil-
dung […]

	� Artikel 12: Die Jugend ist in Ehrfurcht vor Gott, im Geiste der christlichen Nächs-
tenliebe, zur Brüderlichkeit aller Menschen und zur Friedensliebe, in der Liebe zu 
Volk und Heimat, zu sittlicher und politischer Verantwortlichkeit, zu beruflicher 
und sozialer Bewährung und zu freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erzie-
hen.

	 Brandenburg
	� Artikel 28: Erziehung und Bildung haben die Aufgabe, die Entwicklung der Persön-

lichkeit, selbständiges Denken und Handeln, Achtung vor der Würde, dem Glauben 
und den Überzeugungen anderer, Anerkennung der Demokratie und Freiheit, den 
Willen zu sozialer Gerechtigkeit, die Friedfertigkeit und Solidarität im Zusammen-
leben der Kulturen und Völker und die Verantwortung für Natur und Umwelt zu 
fördern.

	 Sachsen
	� Artikel 101: Die Jugend ist zur Ehrfurcht vor allem Lebendigen, zur Nächstenliebe, 

zum Frieden und zur Erhaltung der Umwelt, zur Heimatliebe, zu sittlichem und 
politischem Verantwortungsbewußtsein, zu Gerechtigkeit und zur Achtung vor der 
Überzeugung des anderen, zu beruflichem Können, zu sozialem Handeln und zu 
freiheitlicher demokratischer Haltung zu erziehen. 

Der Bildungsauftrag hat die Relevanz eines Grundrechts, das niemandem vorenthal-
ten werden darf und unabhängig von sonstigen Bedingungen oder Einschränkungen 
zur Anwendung kommen muss. Der Bildungsauftrag beinhaltet einerseits ein Abwehr-
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recht, bei dem das Wohl des einzelnen Kindes im Zentrum steht: 
�- Entfaltung des individuellen Potentials, der Persönlichkeit, der Begabungen und Fä-
higkeiten, Eigenständigkeit im Urteil, Fähigkeit zur selbstverantwortlichem Handeln,
andererseits beinhaltet er Ziele:
- Toleranz, Achtung der Menschenrechte und der Demokratie, der Natur, Offenheit 
gegenüber anderen Kulturen, Eintreten für Frieden etc.
Damit ist deutlich, dass der Bildungsauftrag in zweifacher Weise wertgebunden ist: 
gegenüber den Heranwachsenden und der Gemeinschaft, beides im Sinn der Men-
schenrechte. Realisieren lässt sich ein solcher Bildungsauftrag nur, wenn in ihm die 
relevanten Menschenrechte umgesetzt werden, d. h., wenn die mit dem Erziehungspro-
zess Betrauten in deren Sinn handeln, also für sie einstehen. In diesem Kontext kann es 
keine Neutralität geben.
Um zu verdeutlichen, dass selbstverständlich auch Schulen in freier Trägerschaft in die-
sen Bildungsauftrag eingebunden sind, ohne dass dadurch ihre methodisch-didakti-
sche Eigenart und die damit verbundenen pädagogischen Ziele, die sie verantworten, 
eingeschränkt würden, seien auszugsweise Landesgesetze und ein Passus eines Urteils 
des BVerfG von 1987 angeführt.

	� Schulgesetze der Länder
	 Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen Art. 90
	� Private Schulen dienen der Aufgabe, das öffentliche Schulwesen zu vervollständigen 

und zu bereichern. Sie sind im Rahmen der Gesetze frei in der Entscheidung über 
eine besondere pädagogische, religiöse oder weltanschauliche Prägung, über Lehr- 
und Erziehungsmethoden, über Lehrstoff und Formen der Unterrichtsorganisation.

	� Berlin, Schulen in freier Trägerschaft § 94
	� Schulen in freier Trägerschaft (Privatschulen) bereichern als Ersatz- oder Ergän-

zungsschulen das Schulwesen des Landes Berlin. Sie erweitern das Angebot freier 
Schulwahl und können das Schulwesen durch besondere Inhalte und Formen der 
Erziehung und des Unterrichts fördern… 

	 Mecklenburg-Vorpommern, Schulgesetz § 116
	� Schulen in freier Trägerschaft ergänzen als Ersatz- oder Ergänzungsschulen das 

Schulwesen des Landes durch besondere Formen und Inhalte der Erziehung und des 
Unterrichts.

     Thüringer Gesetz für Schulen in freier Trägerschaft § 2 
	� (1) Schulen in freier Trägerschaft bereichern und ergänzen das Schulwesen in Thü-

ringen. Sie sind Ausdruck eines vielfältigen Bildungsangebots und haben die Auf-
gabe, neben den staatlichen Schulen in eigener Verantwortung zur Bildung und Er-

ziehung der jungen Menschen beizutragen.
	� (3) Schulen in freier Trägerschaft sind im Rahmen der Gesetze frei in der Schulge-

staltung, insbesondere in der Entscheidung über eine besondere pädagogische, reli-
giöse oder weltanschauliche Prägung, über Lehr- und Unterrichtsmethoden, über 
Lehrinhalte und die Organisation des Unterrichts.

Der Bildungsauftrag erfährt durch die Normen des Grundgesetzes und des spezifischen 
Landesrechtes eine Entmonopolisierung des Staates in der schulischen Bildung. Das 
freie Schulwesen nimmt den ihm zugestandenen und zu verantwortenden Rechtsrah-
men zur Bereicherung, Ergänzung, Erweiterung und Förderung der Bildung wahr, wo-
bei es die Gleichwertigkeit des eigenen pädagogischen Profils nachweist. Mit anderen 
Worten: Das freie Schulwesen ist Teil des öffentlichen Bildungsauftrages und damit der 
Verfassungs- und Rechtsnormen. Das betrifft auch das Recht der Erziehungsberech-
tigten, die ihnen am geeignetsten erscheinende Bildungseinrichtung für ihre Kinder zu 
wählen. Diesen Tatbestand unterstreicht ein Passus aus der folgenden Urteilsbegrün-
dung:

	� Urteil des Bundesverfassungsgerichts - 1 BvL 8, 16/84 - vom 8.4.1987, Rnr. 101: 
	� Die Privatschulfreiheit ist im Blick auf das Bekenntnis des Grundgesetzes zur Wür-

de des Menschen (Art. 1 Abs. 1 GG), zur Entfaltung der Persönlichkeit in Freiheit 
und Selbstverantwortlichkeit (Art. 2 GG), zur Religions- und Gewissensfreiheit 
(Art. 4 GG), zur religiösen und weltanschaulichen Neutralität des Staates und zum 
natürlichen Elternrecht (Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG) zu würdigen. Diesen Prinzipien 
entspricht der Staat des Grundgesetzes, der für die Vielfalt der Erziehungsziele und 
Bildungsinhalte und für das Bedürfnis seiner Bürger offen sein soll, in der ihnen ge-
mäßen Form die eigene Persönlichkeit und die ihrer Kinder im Erziehungsbereich 
der Schule zu entfalten.7

Der so begründete und intendierte Bildungspluralismus impliziert die Menschenrechte 
als konstitutiver Bestandteil des Erziehungs- und Bildungsauftrages: die Achtung der 
Würde jedes Menschen, die Entfaltung der Persönlichkeit, das Eintreten für Frieden 
und Gerechtigkeit, eine auf den Menschenrechten beruhende soziale Gemeinschaft. 
In diesem Sinn und in Hinblick auf die Werteverteidigung schulischer Bildung ha-
ben die Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- und Erwachsenenbil-
dung, die Deutsche Vereinigung für Politische Bildung und die Deutsche Vereinigung 
für Politikwissenschaften zur AfD-Meldeplattform „Neutrale Schule“ (2018) in ihrer 
Stellungnahme, welche in der Publikation des Deutschen Instituts für Menschenrechte 
“Schweigen ist nicht neutral“ aufgeführt wurde, u.a. postuliert:
	� Lehrer:innen sind verpflichtet, Stimmen und Stimmungen im Unterricht nicht un-

widersprochen zu lassen,  die sich gegen zentrale Grundrechtsartikel wie Artikel 1 

7	  Bundesverfassungsgericht, Urteil vom 8.4.1987 - 1 BvL 8/84, 1 BvL 16/84, https://openjur.de/u/186987.html.
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Absatz 1 (‚Die Würde des Menschen ist unantastbar‘.) und Artikel 3 Absatz 1 (‚Alle 
Menschen sind vor dem Gesetz gleich.‘) oder gegen zentrale Verfassungsprinzipien 
wie das Rechtsstaatsgebot oder die Gewaltenteilung (Artikel 20 GG) richten.8

Dass schulische Bildung ein eigenes Rechtsgut ist,9 hat das Bundesverfassungsgericht 
- Beschluss v. 19. 11. 2021,- 1 BvR 971/21 -, - 1 BvR 1069/21 – im 1. Leitsatz so formu-
liert:
	� 1. Aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit Art. 7 Abs. 1 GG folgt ein Recht der Kinder 

und Jugendlichen gegenüber dem Staat, ihre Entwicklung zu einer eigenverantwort-
lichen Persönlichkeit auch in der Gemeinschaft durch schulische Bildung zu unter-
stützen und zu fördern (Recht auf schulische Bildung).

Einstehen für Grund- und Menschenrechte sowie für das Völkerrecht
Die Wertegrundlagen der skizzierten Bildungs- und Erziehungsziele zu erfahren und in 
ihrer existentiellen Relevanz zu durchschauen, ist ein Prozess, den die Heranwachsen-
den im Rahmen ihrer Identitätsbildung durchlaufen und mit dem die ethische Erzie-
hung unmittelbar verbunden ist. Das kann unterrichtlich u.a. mittels historischer und 
zeitgeschichtlicher Phänomene geschehen. Faschismus, Stalinismus, die „Kulturrevolu-
tion“ unter Mao Dsedong, die Vernichtungsaktionen des Roten Khmers oder der Geno-
zid in Ruanda sind negative Beispiele dafür, was sich an Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit ereignet, wenn der Staat kein demokratischer Rechtstaat ist, der den Schutz des 
Individuums wahrnimmt. Die Menschenrechte bilden den Beurteilungsrahmen. Wenn 
bei diesen oder vergleichbaren Themen, die auch das Völkerrecht betreffen - wie z.B. 
dem russischen Überfall auf die Ukraine – Meinungen vertreten werden, solche oder 
ähnliche Ereignisse im Sinne der Täter zu legitimieren, ist dem im Unterricht nachzu-
gehen und begründet zu widersprechen, ebenso wenn seitens der Schüler:innen men-
schen- oder völkerrechtsverachtende Kommentare formuliert werden – auch auf dem 
Pausenhof -,  entsprechende Symbole oder Aufschriebe in Heften, an der Tafel oder auf 
Wänden auftauchen. Dann sind die Lehrkräfte gefragt, um 1.) den Schüler:innen Ein-
sicht in die entsprechenden Konsequenzen zu ermöglichen und 2.) die Bedeutung dieser 
Rechte einsehbar zu machen. Das ist der pädagogische Auftrag. Die Grenze zwischen 
Meinungsfreiheit und straffälligen Äußerungen ist eindeutig. Letztere liegt nach dem
Strafgesetzbuch § 130 u.a. vor, wenn jemand
	� gegen eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihre ethnische Herkunft be-

stimmte Gruppe, gegen Teile der   Bevölkerung oder gegen einen Einzelnen wegen 
seiner Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevöl-

8	 Schweigen ist nicht neutral. Menschenrechtliche Anforderungen an Neutralität und Kontroversität in der Schule, hrsg. 
Deutsches Institut für Menschenrechte o.J., https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/Redaktion/Publi-
kationen/Information_25_Schweigen_ist-nicht-neutral.pdf; Martin Malcherek, „Informationsportal Neutrale Schule“ 
- rechtliche Gesichtspunkte, in: R&B 2018-4, 3-7, https://institut-ifbb.de/wp-content/uploads/2018/12/RuB_04-18-In-
ternet. pdf.   

9	 Bundesverfassungsgericht - Beschluss v. 19.11. 2021,- 1 BvR 971/21 -, - 1 BvR 1069/21, https://www.bundesverfassungs-
gericht.de/SharedDocs/Downloads/DE/2021/11/rs20211119_1bvr097121.pdf?__blob=publicationFile&v=3; Wolfram 
Cremer, Das Recht auf schulische Bildung – Verfassungsrechtliche Perspektive, in: R&B 2024-2, 3-16.

kerung zum Hass aufstachelt, zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen auffordert
Ebenso macht sich strafbar, wer Mitglieder dieser Gruppe
	 beschimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet.
Zur Leugnung oder Relativierung der NS-Verbrechen heißt es:
	� Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine 

unter der Herrschaft des Nationalsozialismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 
1 des Völkerstrafgesetzbuches bezeichneten Art in einer Weise, die geeignet ist, den 
öffentlichen Frieden zu stören, öffentlich oder in einer Versammlung billigt, leugnet 
oder verharmlost.10

Der angesprochene § 6 Abs. 1 Völkerstrafgesetzbuch11 lautet:
	� Wer in der Absicht, eine nationale, rassische, religiöse oder ethnische Gruppe als sol-

che ganz oder teilweise zu zerstören, 
	� 1. ein Mitglied der Gruppe tötet,
	� 2. einem Mitglied der Gruppe schwere körperliche oder seelische Schäden, insbeson-

dere der in § 226 des Strafgesetzbuches bezeichneten Art, zufügt,
	 3. die Gruppe unter Lebensbedingungen stellt, die geeignet sind, ihre körperliche 		
	 Zerstörung ganz oder teilweise herbeizuführen,
	 4. Maßregeln verhängt, die Geburten innerhalb der Gruppe verhindern sollen,
	�� 5. ein Kind der Gruppe gewaltsam in eine andere Gruppe überführt,
	 wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe bestraft.

Die Relevanz des Völkerrechtes ist von gleicher Bedeutung wie die der Menschenrechte. 
Seine Grundsätze sind u.a. in Artikel 1 der UN-Charta kodifiziert worden:
	 Die Vereinten Nationen setzen sich folgende Ziele:
	� 1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit zu wahren und zu diesem Zweck 

wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um Bedrohungen des Friedens zu verhü-
ten und zu beseitigen, Angriffshandlungen und andere Friedensbrüche zu unterdrü-
cken und internationale Streitigkeiten oder Situationen, die zu einem Friedensbruch 
führen könnten, durch friedliche Mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit 
und des Völkerrechts zu bereinigen oder beizulegen;

	� 2. freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz der Gleichberechtigung 
und Selbstbestimmung der Völker beruhende Beziehungen zwischen den Nationen 
zu entwickeln und andere geeignete Maßnahmen zur Festigung des Weltfriedens zu 
treffen;

	� 3. eine internationale Zusammenarbeit herbeizuführen, um internationale Probleme 
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und humanitärer Art zu lösen und die Achtung 
vor den Menschenrechten und Grundfreiheiten für alle ohne Unterschied der Rasse, 
des Geschlechts, der Sprache oder der Religion zu fördern und zu festigen…

Im Völkerrecht haben wir es mit rechtlichen Normen zu tun, die 1.) der gleichen Vertei-
10	  Strafgesetzbuch idF v. 27.3.2024, https://www.gesetze-im-internet.de/stgb/StGB.pdf.
11	  Völkerstrafgesetzbuch idF v. 2016, https://www.gesetze-im-internet.de/vstgb/VStGB.pdf.
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digung und des Engagements für ihre Respektierung bedürfen, wie es bei den Grund-
rechten der Fall ist, und welche 2.) bei konsequenter und unparteilicher Umsetzung 
- bis zu der Anrufung Internationaler Gerichte im Streit- oder Konfliktfall – Friedens-
bedrohungen zu beseitigen in der Lage sind. Sie bilden die Bewertungsgrundlage auch 
für die schulische Behandlung (zeit)geschichtlicher internationaler Ereignisse und mili-
tärischer Auseinandersetzungen.

Beispiele aus der Rechtsprechung
Das Eintreten für fundamentale Werte und deren uneingeschränkte Gültigkeit be-
trifft nicht nur die schulische Bildung. Sie kommt auch durch das verfassungsrechtliche 
Selbstverständnis im Grundgesetz explizit in den Art. 20 in Verbindung mit Art. 79 
GG zum Ausdruck und obliegt auch staatlichen Organen und ihren Repräsentanten. 
Abschließend stehen zwei Gerichtsurteile im Zentrum der Betrachtung. Das erste be-
trifft die Neutralität von Staatsrepräsentant:innen, das zweite eine Theateraufführung 
von Schüler:innen.
Die ehemalige Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz, Malu Dreyer, hatte sich am 
15.1.2024 auf ihrem Instagram-Account angesichts einer anstehenden Demonstration 
mit dem Titel „Zeichen gegen Rechts – Kein Platz für Nazis“ explizit positioniert. In 
ihrer Begründung führt sie u.a. an: 
	� Der Begriff „Remigration“ verschleiert, was die AfD und andere rechtsextreme Ver-

fassungsfeinde vorhaben: Sie planen die Vertreibung und Deportation von Millio-
nen Menschen aus rassistischen Motiven. So verschieben sie die Grenze weiter nach 
rechts und radikalisieren den gesellschaftlichen Diskurs. Der Begriff „Remigration“, 
der zum „Unwort des Jahres 2023“ gewählt wurde, soll verschleiern und verharm-
losen, was die AfD und andere rechtsextreme Verfassungsfeinde in Deutschland pla-
nen: die Vertreibung und Deportation von Millionen Menschen aus rassistischen 
Motiven... In Deutschland haben wir schon einmal die schreckliche Erfahrung ge-
macht: Rechtsextremisten tun, was sie sagen und sie sagen, was sie tun. Die Bundes-
republik ist genau aus dieser Erfahrung heraus als eine wehrhafte Demokratie aufge-
baut worden… deshalb sende ich an alle Bürger und Bürgerinnen, die von der AfD 
zum Feind erklärt wurden, ein klares Signal der Solidarität und des Schutzes durch 
den demokratischen Rechtsstaat.

Die darauf angestrebte Organklage der AfD - Verletzung der Chancengleichheit im 
politischen Parteienwettbewerb nach Art. 21 Abs. 1 Satz 1 GG und Art. 17 Abs. 1 der 
Landesverfassung - wurde vom Verfassungsgericht Rheinland-Pfalz mit Urteil vom 
2.5.2025 abgewiesen. Rn. 41 des Urteils lautet:
	� Die angegriffenen Verlautbarungen greifen zwar in das Recht auf Chancengleichheit 

der Partei ein, da die amtlichen Erklärungen das Neutralitätsgebot nicht wahren. 
Die amtlichen Äußerungen beziehungsweise Veröffentlichungen waren aber zum 

Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung gerechtfertigt.

Die öffentliche Verteidigung von Grundrechten und Rechtsstaatlichkeit gegenüber ver-
fassungsfeindlichen Parteien, deren Äußerungen und Überzeugungen wird als Aufgabe 
und Pflicht des Ministerpräsidentenamtes zum Ausdruck gebracht (Rn. 47):

	� Ein Ministerpräsident, der gemäß Art. 101 ff. LV als ranghöchstes Verfassungsorgan 
das Land nach außen repräsentiert, und auch die Landesregierung sind nicht nur 
berechtigt, sondern sogar verpflichtet, für Grundsätze und Wertvorgaben der Ver-
fassung einzutreten und sich zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grund-
ordnung mit verfassungsfeindlichen Parteien zu befassen. Auf die Gefährdung der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung abzielende Angriffe dürfen damit von 
diesen Amtsträgern innerhalb des ihnen zugewiesenen Aufgaben- und Zuständig-
keitsbereichs als solche benannt und die von den betreffenden Vorgängen ausgehen-
den Gefahren für die Bevölkerung hervorgehoben und verständlich erläutert wer-
den…12

Zum zweiten Urteil. Schüler:innen hatten 2019 ein selbst erarbeitetes Theaterstück auf-
geführt, in welchem es zu einer sehr kritischen Auseinandersetzung mit der AfD und 
deren spezifischen Positionen u.a. zu Migration, NS-Verbrechen, Geschichtsrevisionis-
mus kam: „Danke dafür, AfD“. Die AfD Niedersachsen sah darin einen Verstoß gegen 
das Neutralitätsgebot, die Aufführungen hätte nicht stattfinden dürfen, die AfD werde 
verleumderisch diffamierend so dargestellt, also ob sie den Holocaust und Gewalt gegen 
Ausländer und Flüchtlingen billige. Das Verwaltungsgericht Hannover hat mit Urteil 
vom 6.9.2023 dieser Auffassung widersprochen und die eingereichte Klage abgewie-
sen.13 In den Leitsätzen heißt es:
	
	� 1. Bei einem von Schülerinnen und Schülern selbst verfassten Theaterstück handelt 

es sich nicht um eine politische Meinungsäußerung der begleitenden Lehrkräfte, 
durch die diese gegen das beamtenrechtliche Mäßigungsgebot aus § 33 Abs. 2 Be-
amtStG verstoßen könnten. 

	� 2. Eine Verpflichtung der Lehrkräfte, die Aufführung des Theaterstücks zu ver-
hindern, bestand nicht, weil das Verfassen und die Aufführung des Stücks von der 
Kunstfreiheit der Schülerinnen und Schüler aus Art. 5 Abs. 3 GG gedeckt ist. 

	� 3. Die Aufführung des Theaterstücks Danke dafür, AfD stellt weder eine schwerwie-
gende Beeinträchtigung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts der Klägerin aus Art. 

12	 Verfassungsgerichtshof Rheinland-Pfalz, Urteil v. 2.5. 2025, Az: VGH O 11/24, https://verfgh.justiz.rlp.de/file admin/ 
justiz/Gerichte/Verfassungsgerichtshof/Dokumente/Entscheidungen/VGH_O_11_24_Urteil_02-04-2025_anonym_ 
Rn.pdf.

13	 Verwaltungsgericht Hannover, Urteil v. 6.9.2023, Az.: 6 A 2084/20, https://voris.wolterskluwer-online.de/browse/ docu 
ment/52a141ac-76aa-44a7-b299-cf8dfe542d53; Martin Malcherek, „Das ist alles von der Kunstfreiheit gedeckt“ – zum 
Urteil des VG Hannover, 6.9.2023, Az 6 A 2084/20 („Danke dafür, AfD“), in: R&B 2024-3, 12-15.
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2 Abs. I GG noch ihres Rechts auf politische Chancengleichheit aus Art. 21 Abs. 1 
GG dar. 

	� 4. Die Klägerin kann sich nicht auf eine Verletzung ihres Persönlichkeitsrechts durch 
das künstlerische Aufgreifen von Aussagen berufen, die ihre Funktionäre öffentlich 
getätigt haben.

	� 5. Die Klägerin hat die künstlerische Auseinandersetzung mit politischen Themen 
hinzunehmen, die sie selbst in der öffentlichen Diskussion gesetzt hat.

	� 6. Es besteht kein subjektiv-öffentliches Recht eines Bürgers auf Einschreiten der 
Fachaufsichtsbehörde gegenüber der beaufsichtigten Behörde, weil die Aufsicht al-
lein der verwaltungsinternen Kontrolle des Verwaltungshandelns dient.

Im umfangreichen Urteil wird den Lehrkräften in ihrer pädagogischen Arbeit für die 
Grundlagen des Theaterspiels ein korrektes Verhalten attestiert, weil sie die Erarbeitung 
des Theaterstückes inhaltlich nicht beeinflusst haben, was den Vorgaben des Curricu-
lums entspricht. Dementsprechend heißt es: 

	� Politische Neutralität bedeutet in der konkreten Unterrichtssituation vielmehr, die 
politische Auseinandersetzung der Schülerinnen und Schüler zu respektieren und 
auf den Ausdruck ihrer politischen Haltung mit theatralen Mitteln keinen Einfluss 
zu nehmen.

Die Kunstfreiheit mit ihren spezifischen Ausdrucksmitteln unterliegt nicht einem allge-
meinen Neutralitätsgebot. Des weiteren wird seitens des Gerichts explizit nachgewiesen, 
dass die kritisierten Passagen auf realen Äußerungen von Mitgliedern der AfD beruhen, 
wodurch eine Verletzung von Persönlichkeitsrechten entfällt. So lauten die Aussagen:

	� Die Klägerin muss sich Aussagen ihrer Funktionärinnen und Mitglieder zurechnen 
lassen.

	� Die Klägerin selbst hat dieses Thema in der Öffentlichkeit gesetzt und sich dazu 
positioniert. Eine künstlerische Auseinandersetzung damit hat sie hinzunehmen.

Die grundlegenden Kriterien des Bildungsauftrags als maßgebliche Entscheidungs-
gründe formuliert das Gericht wie eine Art Zusammenfassung der Thematik. Sie lauten 
auszugsweise:

	� Erziehung und Unterricht müssen dem Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland und der Niedersächsischen Verfassung entsprechen; die Schule hat 
die Wertvorstellungen zu vermitteln, die diesen Verfassungen zugrunde liegen. Die 
Schülerinnen und Schüler sollen fähig werden, die Grundrechte für sich und jeden 
anderen wirksam werden zu lassen, die sich daraus ergebende staatsbürgerliche Ver-
antwortung zu verstehen und zur demokratischen Gestaltung der Gesellschaft bei-

zutragen, nach ethischen Grundsätzen zu handeln sowie religiöse und kulturelle 
Werte zu erkennen und zu achten, ihre Beziehungen zu anderen Menschen nach den 
Grundsätzen der Gerechtigkeit, der Solidarität und der Toleranz sowie der Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter zu gestalten, den Gedanken der Völkerverständigung, 
insbesondere die Idee einer gemeinsamen Zukunft der europäischen Völker, zu er-
fassen und zu unterstützen und mit Menschen anderer Nationen und Kulturkreise 
zusammenzuleben, ökonomische und ökologische Zusammenhänge zu erfassen, für 
die Erhaltung der Umwelt Verantwortung zu tragen und gesundheitsbewusst zu le-
ben, Konflikte vernunftgemäß zu lösen, aber auch Konflikte zu ertragen, sich um-
fassend zu informieren und die Informationen kritisch zu nutzen…

	� Die Schule hat den Schülerinnen und Schülern die dafür erforderlichen Kenntnisse 
und Fertigkeiten zu vermitteln…Die Schülerinnen und Schüler sollen zunehmend 
selbständiger werden und lernen, ihre Fähigkeiten auch nach Beendigung der Schul-
zeit weiterzuentwickeln.

Resultate
Die Resultate der Ausführungen lassen sich im Grundsatz thesenartig auf die Formeln 
bringen: 
	� - 	Relativierungen oder Negationen der Menschenrechte innerhalb und außerhalb in
		  der Schule ist zu widersprechen. Ihnen sind die Werte der Menschenrechte und des  
		  Völkerrechts entgegenzustellen. 
	� - 	Tendenzen, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit zu beseitigen oder gravierend ein		

	 zuschränken, werden nicht toleriert.
	� - 	Demokratie und Rechtsstaatlichkeit bedürfen ihrer Weiterentwicklung und 
		  Verteidigung. 
	� - 	Das Toleranzparadoxon ist aufzulösen: Wenn Toleranz für die eigene Meinungs-		

	 freiheit eingefordert wird, um Menschenrechte, Völkerrecht, Rechtsstaatlichkeit 		
	 und Demokratie zu beseitigen, ist Toleranz unangebracht, da Meinungsfreiheit in 		
	 dem Sinne missbraucht wird, diese für andere einzuschränken oder abzuschaffen.

Das erweiterte Neutralitätsgebot beinhaltet gerade nicht, sich als Lehrkraft zurückzu-
halten, wenn menschliche Grundwerte oder das Völkerrecht angegriffen werden, son-
dern sich begründet zu positionieren.
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